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Wenn ein behindertes Kind 
die Regelldasse besuchen 
kann, muss der Staat 
die Betreuungskosten 
übernehmen. So hat es das 
Bundesgericht entschieden. 

Der strittige Fali, den da:s Bundesgericht 
gestern entschied, stammt aus dem Kan­
tan Aargau. Der heute 15-jãhrige Orell S. 
wurde in seiner Wohngemeinde Brugg 
2007 trotz der Diagnose Autismus in 
einer Regelklasse eingeschult. Eltern 
und Schule fãllten diesen Entscheid 
gemeinsam mit der Schulpflege, zumal 
Orell S. bereits d en normalen IGndergar­
ten besucht hatte. Auch wollte man ihn 
aus dem Quartier, in dem er lebte, nicht 
herausreissen. Um dem Schulunterricht 
folgen zu konnen, wurde Orell S. auf d er 
unteren Primarschulstufe wãhrend 
18 Stunden pro Woche von Unterrichts­
assistenten betreut. Der Kanton über­
nahm die Kosten, wie dies in der kanto­
nalen Verordnung für Sonderschulung 
vorgesehen ist. 

Doch mit dem Übertritt in die M,ittel­
stufe stieg die Anzahl Wochenstunden im 
Stundenplan an. Die Betreuung musste 
neu definiert werden. Der Kanton signa­
lisierte, er werde nicht mehr als die· 
bisherigen 18 Wochenstunden Assistenz 
zahlen. Das sei gemãss kantorialem Recht 
das Maximum. Doch weder die Eltern 
noch die Lehrer sahen einen Grund, 

OrellS. in eine Tagesschule zu schicken. 
Also woliten die Eltern die zusãtzlichen 
Stützkosten für ihren Sohn aus dem eige­
nen Portemonnaie zahlen. Die Volizeit­
assistenz kastete jahrlich 35 000 Fran­
ken. Der Elternanteil betrug 10 000 Fran­
ken. Do eh 2012 verlangten O r e li S.' Eltern 
in Beschwerden an den Regierungsrat 
und spãter ans Verwaltungsgericht, der 
Kanton solle die Kosten vollumfãnglich 
übernehmen. Dies nur schon deshalb, 
weil ein Platz in einer Sonderschule weit 
hohere Kosten verursache. · 

Trotz des Kostenarguments wiesen 
beide Instanzen die Beschwerde ab, bis 
gestern das Bundesgericht eingriff und 
sich auf den Grundsatz stellte: Die Volks­
schule muss in jedem Fali gratis sein. 
Das sieht die Bundesverfassung so vor. 
Im Fali von Orell S. heisst das: Wenn ein 
Kind mit einer Behinderung in eine Re­
gelklasse integriert werden kann, was 
das Bundesgericht als stetes Ziel vorgibt, 
muss der Staat sãmtliche Betreuungs­
kosten übernehmen. 

Es gã~e günstige:re Lõsungen 
SasldaLieb~ Anwãltin der Familie S., war 
sich gestern nach der Urteilsverkündung 
sicher, dass «nach diesem Bundesge­
richtsentscheid wieder vermehrt Ein­
schulungen von Kindern mit Behinde­
rungen einzeln beurteilt und mehr Kin­
der integrativ beschultwerden». 

Obwohl der Kanton für solche Fãlle 
die Zusatzkosten tragen müsse, sei keine 
Kostenlaw:ine zu erwarten, sagt Michael 
Umbricht, Generalsekretãr des Aar­
gauer Bildungsdepartements. Im ganzen 

Kanton gebe es nur ein paar wenige ver­
gleichbare Fãlle- was auch am Aargauer 
System liegt. Denn normalerweise besu­
chen :im Aargau behinderte Kinder eine 
Sonderschule, wenn s:ie mehr als 
18 Stunden von einer Assistenzlehrper­
son betreut werden müssen. O b der Kan­
tan se:ine Verordnung m:it der 18-Stun­
den-Grenze ãndern müsse, sei erst ab­
schãtzbar, wenn die schriftliche Urteils­
begründung vorliege, so Umbricht. 

Der kantonale Lehrerverband sei 
froh um das Urteil, sagt d:ie stellvertre­
tende Geschãftsführerin Kathrin Scholl. 
Sie kritisiert, dass sich der Kanton bis 
jetzt nicht eindeutig für ein Modell ent­
scheide - nur wenn das integrative Mo­
dell kiar bevorzugt werde, konnten Son­
derschüler zusãtzlich integrü~rt werden. 

Für Jürg Brühlmann, Leiter der Pãd­
agogischen Arbeitsstelle beim Schweizer 
Lehrerverband (LCH), ist der Fali von 
Orell S. bedauerlich. «Nun eritsteht wie­
der der Eindruck, dass die Integration 
von Sonderschülern teuer ist», sagt er. 
Dabei gebe es die Moglichkeit, zwei oder 
drei Sonderschüler in eine Regelldasse 
zu integrieren. Die Assistenzlehrperson 
.koste dann pro Schüler nur noch halb 
so viel. Man nutze Synergien, wann 
immer dies moglich sei, sagt hingegen 
Peter Merz, Leiter der Volksschule 
Brugg. Im Fali von OrellS. sei dies ein­
fach nicht moglich gewesen. Mehrere 
behinderte Kinder bedeuteten wie­
derum einen sehr grossen Koordinati­
onsaufwand für die Klassenlehrer. «Wir 
müssen auch aufpassen, dass es den 
Klassenlehrern gut geht.» 


